
SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Anträge 3. Tagung der Zwölften Kirchensynode 
    IN HESSEN UND NASSAU 

Alle Anträge, die in der 3. Tagung der Zwölften Synode der EKHN gestellt wurden und zur wei-
teren Behandlung an synodale Ausschüsse und an die Kirchenleitung überwiesen wurden: 

ÜBERSICHT 

Anträge zu TOP zu Druck-
sache 

zu finden auf 
Seite 

3.2 Kirchengesetz zur Änderung des Pfarreraus-
schussgesetzes 10/17 2 

3.3 
Kirchengesetz zur Pfarrstellenbemessung in den 
Jahren 2020 bis 2024 und zur Änderung weiterer 
Vorschriften 

11/17 3 - 5 

3.5 Kirchengesetz über das Kollegium für theologi-
sche Lehrgespräche (Neufassung) 13/17 6 

4.1 Jugendbildungsstätten und deren zukünftige Ent-
wicklung 15/17 7 

5 Einführung der Doppik 17/17 8 - 10 

10.1 Dekanat Groß-Gerau-Rüsselsheim zur gemeindli-
chen Palliativseelsorge 23/17 11 - 12 

10.3 Dekanat Wetterau zu Baumaßnahmen an kir-
cheneigenen Kita-Gebäuden 25/17 13 - 14 

10.4 Dekanat Wetterau zur Vertretungsregelung im 
Pfarrdienst während des Erziehungsurlaubs 26/17 15 - 16 

10.5 Dekanat Wetterau zur Verwendung des Pachtzin-
ses für gemeindeeigenes Pachtland 27/17 17 - 18 

10.6 Dekanat Vogelsberg zum „Energiebeschaffungs-
gesetz“ 28/17 19 

10.9 
Dekanat Alsfeld zur Aufhebung der kw-Vermerke 
der Stellen der Landesposaunenwarte und zu 
Arbeitsstrukturen der regionalen Posaunenarbeit 

31/17 20 - 21 

10.10 Dekanat Odenwald zur dauerhaften Einführung 
des Reformationstags als gesetzlichen Feiertag 32/17 22 - 23 

10.11 
Dekanat Hochtaunus zum Versicherungsschutz 
bei ehrenamtlicher Tätigkeit im Bereich der evan-
gelischen Kirche 

33/17 24 - 25 

10.12 Dekanat Gießen wegen Übernahme der Kosten-
tragung der Pfarrhäuser durch die EKHN 34/17 26 - 27 

10.13 
Dekanat Vorderer Odenwald zur Abrechnung der 
Mietnebenkosten für vermietete Wohnungen als 
Pflichtaufgabe der Regionalverwaltungen 

35/17 28 

Abkürzungsverzeichnis 29 
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Zwölfte Kirchensynode: 3. Tagung: Anträge 

zu 

TOP 3.2 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Pfarrerausschussgesetzes 

(Drucksache Nr. 10/17) 

Antragstellende/r Antrag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut Überwiesen 
an: 

Jörg Waldschmidt 1 Zu §3 des Entwurfes eines Kirchengesetzes zur 
Änderung des Pfarrerausschussgesetzes: 

Die Synode möge beschließen, bei der bisherigen 
gesetzlichen Regelung zu bleiben und die Stel-
lungnahme des Pfarrerausschusses weiterhin der 
Synode zur Kenntnis zu geben, in nicht öffentlicher 
Sitzung im Rahmen einer Personaldebatte. Des 
Weiteren soll die Möglichkeit einer Beteiligung des 
Pfarrerausschusses zu einem früheren Zeitpunkt 
des Verfahrens geprüft werden. 

RA (fed.) 

ThA 

VA 
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Zwölfte Kirchensynode: 3. Tagung: Anträge 

zu 

TOP 3.3 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Pfarrstellenmessung in den Jahren 2020 bis 2024 

und zur Änderung weiterer Vorschriften 

(Drucksache Nr. 11/17) 

Anträge Nr.   1 – 22 überwiesen an:  
AAKJBE, ADGV, AGÖM, FA, RA, ThA, VA (fed.) 

Anträge Nr. 23 – 28 überwiesen an:  
KL (bei Antrag 28 um Einbindung der Ausschüsse AAKJBE, AGÖM und VA gebeten) 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Dr. Achim Knecht 1 Zu Artikel 1/ Änderung des Pfarrstellengesetzes §3 Abs. 3: 

„Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von regionalen 
Pfarrstellen und Fachstellen entscheiden die beteiligten Dekanatssyno-
dalvorstände im Einvernehmen mit der Kirchenleitung“ 

(d.h., dieser Absatz wird nicht geändert) 

Dr. Birgit Pfeiffer 2 Pfarrstellengesetz 
Art. 1 §3 Abs. 3 

Über die Errichtung, Veränderung und Aufhebung von regionalen Pfarr-
stellen und Fachstellen entscheidet die Dekanatssynode im Einver-
nehmen mit der Kirchenleitung 

Olliver Zobel 3 In §11 Pfarrstellengesetzes keinen Absatz 1a einfügen. 

Außerdem lässt er durch den Rechtsausschuss prüfen, ob solch eine 
Regelung im Modus A & B rechtlich möglich ist.  

Stattdessen wird ein Konzept zur Ausdifferenzierung der Ortszuschläge 
entwickelt.  

Thomas Busch 4 Im Zusammenhang mit der beabsichtigten Änderung des §16 II PfStG 
sollen auch die rechtlichen Voraussetzungen der Durchführung des Be-
setzungsmodus C (§9 I PfStG) überprüft und klar geregelt werden. Der-
zeit sind diese bei der praktischen Anwendung unklar.  

Renate Sandforth 5 In §32 j Ehepaar um „eingetragene Lebenspartner“ zu ergänzen. 

[Bezug: Artikel 1 Ziffer 12] 

Dr. Hoimar von Dit-
furth 

6 1. §2 (2) Nr. 1 von Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

„1. Die Zahl der Gemeindepfarrstellen wird nicht reduziert.“ 

2. Mittel, die mangels Besetzung von Gemeindepfarrstellen eingespart
werden, sind zu mindestens 50% den Gemeinden zuzuführen.
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Lothar Breiden-
stein 

7 Zu Artikel 2, § 2 (2) (Bemessung der Pfarrstellen) 

Statt einheitlicher Kürzungsquoten für den Gemeindepfarrdienst sowie 
für Fach- und Profilstellen, gesamtkirchliche Stellen mit regionaler An-
bindung sowie für den gesamtkirchlichen Dienst werden unterschiedlich 
Kürzungsquoten festgelegt, so dass zugunsten des Gemeindepfarr-
dienstes die weiteren Gruppen eine höhere Reduktionsquote erfahren. 

Lothar Breiden-
stein 

8 Zu Artikel 2, § 2 (2) (Bemessung der Pfarrstellen) 

Die Zahl Dekanestellen wird nicht ausgeweitet, sondern mindestens 
entsprechend der Gesamtquote gekürzt.  
Damit verbunden wird eine Aufgabenkritik. 

Silke Bienhaus 9 Zu Artikel 2 §2 (2) 3. 

Vor Besetzung von Stellen in der Spezialseesorge durch andere Be-
rufsgruppen möge klar definiert werden was unter „entsprechender 
Qualifikation“ zu verstehen ist und Rahmenrichtlinien für den Erwerb 
dieser Qualifikation entwickelt werden. 

Dr. Klaus 
Neumeier 

10 1. Die KL der EKHN möge im Rahmen ihrer Möglichkeiten sich für ei-
ne zeitgemäße Weiterentwicklung des Studiums der Ev. Theologie
mit Ziel Pfarrberuf und der Studienvoraussetzungen einsetzen.

2. Die Stellen für Dekaninnen/Dekane und Stellvertretungen werden
nicht gekürzt, aber auch nicht ausgeweitet (zu Artikel 2 (2) 2)

Astrid Ellermann 11 Zur Beschränkung bürokratischer Tätigkeiten in §4 Absatz 5 Satz 2 den 
letzten Satzteil zu streichen, nämlich nicht regelmäßig eine Stellung-
nahme der Zentren einzufordern. Evtl. kann im Bedarfsfall eine Stel-
lungnahme eines Zentrums eingefordert werden. 

Dr. Achim Knecht 12 Zu Artikel 4 

Änderung der Fach- und Profilstellenverordnung §2:  

In Absatz 4 wird kein Satz angefügt, d.h. er bleibt unverändert. 

Dr. Gunter Volz 13 FPVO – Gestrichen wird der Satz in §2 (4)  

„In jedem Dekanat kann bis zu einer Profilstelle errichtet werden“ 

Arne Polzer 14 Das Vorhandensein von Evangelischen Kindertagesstätten und/oder 
Diakoniestationen in einer Kirchengemeinde ist bei der Pfarrstellenbe-
messung geeignet zu berücksichtigen.  

Tobias Kraft 15 Bei dem Kirchengesetz zur Pfarrstellenbemessung ist zu berücksichti-
gen:  

Neben der Mitgliederzahl ist die Anzahl der Predigtstellen mit mindes-
tens 14-tägigem Gottesdienst als Bemessungsfaktor angemessen zu 
berücksichtigen.  

Lothar Breiden-
stein 

16 Bei Stellen, die künftig nicht mehr von Pfarrerinnen oder Pfarrern be-
setzt werden sollen, wird die Eingruppierung geprüft. 

Evelyn Bachler 17 1. Dass trotz „Mitgliederschwund“ und „Pfarrpersonenmangel“ bei
Gemeindepfarrstellen, gerade im ländlichen Raum, die Kürzung der
Pfarrstellen ausgesetzt wird oder zumindest von 1,6% auf 1,0 redu-
ziert wird.

2. Dass Strukturen und Module angeboten werden, die die Kooperati-
onsbereitschaft der Gemeinden anregen und fördern.
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Evelyn Bachler 18 1. Die stufenweise Freistellung der stellvertretenden Dekaninnen und
Dekane nicht nur an Zahlen, sondern an Aufgaben und Verantwor-
tungsbereiche zu binden.

2. Eine gesetzliche Klärung dieses Amtes oder dieser Funktion.

3. Bei fusionierten Dekanaten, die eine Geschäftsordnung für die De-
kaninnen/Dekane-Stellvertretung, also eigene Ressortverantwort-
lichkeit und eigene Aufgabenbereiche festgelegt haben, zu prüfen,
ob eine sofortige Umsetzung der teilweisen Freistellung nach Ver-
abschiedung des Gesetzes möglich ist.

Andreas Lenz 19 Die Besetzung der Fach- und Profilstellen wie von der Kirchenleitung 
vorgeschlagen für Pfarrer auf eine Stelle pro Dekanat zu beschränken. 

Silke Bienhaus 20 Beim Zusammenspiel der Dienste und Ämter möge beachtet werden, 
dass bei Beauftragung im selben Arbeitsfeld die unterschiedlichen Ar-
beitsverträge Auswirkung auf die Arbeit haben, z.B. bei Rufbereitschaf-
ten oder Vertretungsregelungen. 

Yvonne Fischer 21 Der verpflichtende Schulunterricht für Pfarrerinnen und Pfarrer in der 
jetzigen Form wird abgeschafft und in ein neues, flexibles und gaben-
orientiertes System überführt.  

Olliver Zobel 22 Die Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer im Schuldienst deutlicher reduzie-
ren, wobei Beauftragungen mit Anteilen an der Schulseelsorge ausge-
nommen werden.  

Entschließungsanträge, die als Material an die Kirchleitung überwiesen sind: 

Dr. Birgit Pfeiffer 23 Die Kirchenleitung möge ein Personalentwicklungsprogramm für Mitar-
beitende im Gemeindepädagogischen Dienst entwickeln mit dem Ziel: 

- Weiterentwicklung durch Fortbildungen im Bereich Seelsorge u.a. 

- Erleichterung von Stellenwechseln unter Mitnahme erworbener An-
sprüche 

- persönliche Beratungsgespräche durch das Referat des Gemeinde-
pädagogischen Dienstes 

Karin Klaffehn 24 Pfarrstellen auf dem Land müssen an Attraktivität gewinnen.  

Die Kirchenleitung und Kirchenverwaltung möge der nächsten Synodal-
tagung konkrete Schritte hin zu diesem Ziel vorschlagen. 

Andreas Lenz 25 Eine grundsätzliche Diskussion zur Aufhebung bzw. Relativierung der 
Residenzpflicht zeitnah in der Synode zu führen.  

Stefan Koch 26 Die Kirchenleitung möge prüfen, wie es möglich ist, die Verwaltungsar-
beit der Gemeinden von Fachkräften erledigen zu lassen, die mit hal-
ben oder ganzen Stellen beschäftigt sind.  

Olliver Zobel 27 Ein Konzept entwickeln, wie Mehrarbeit von Pfarrerinnen und Pfarrern 
durch Urlaubstage abgegolten werden kann, die angespart und z.B. am 
Ende der Berufstätigkeit en Bloc genommen werden kann.  

Stefan Koch, 
Alexander  
Gemeinhardt 

28 Die Kirchenleitung möge unter Einbeziehung der Ausschüsse für Kin-
der, Jugend, Bildung und Erziehung, Verwaltungsausschuss und A-
GÖM prüfen, in welcher Form ein Gemeindemanager / eine Gemein-
demanagerin die Arbeit in der Kirchengemeinde entlasten könnte. Zur 
Prüfung und konzeptionellen Entwicklung soll die Kompetenz und Er-
fahrung der Ev. Hochschule Darmstadt eingebunden werden.  
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Zwölfte Kirchensynode: 3. Tagung: Anträge 

zu 

TOP 3.5 Entwurf eines Kirchengesetzes über das Kollegium für theologische Lehrgespräche 

(Drucksache Nr. 13/17) 

Überwiesen an: 
RA (federführend) und ThA 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Alexander  
Gemeinhardt 

1 In §1 (2) entfallen die Worte „Dekanatsjugendreferentinnen und -
referenten.“ 

Dr. Susanne Bei 
der Wieden und 
Jan Löwer 

2 §10 (3) soll heißen: Das Amtsversprechen ist unmittelbar nach der
Wahl vor der Kirchensynode abzulegen. 

Begründung: Die hohe Verantwortung dieses Amtes erfordert die 
Verpflichtung vor der Kirchensynode ebenso wie eine persönliche 
Vorstellung vor diesem Gremium vor der Wahl. 
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Zwölfte Kirchensynode: 3. Tagung: Anträge 

zu 
TOP 4.1 Die Jugendbildungsstätten der EKHN und deren zukünftige Entwicklung 

 (Drucksache Nr. 15/17) 

Überwiesen an: 
KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

AAKJBE 1 Die Synode möge beschließen: 
1. Beide Häuser, Burg Hohensolms und Kloster Höchst sind als

Ev. Jugendbildungsstätten zu erhalten. 
Sie sind Teil der ev. Jugendarbeit, die eben nicht nur Rentabili-
tätsüberlegungen unterzuordnen ist. 

2. Eine Konzeption für beide Häuser ist bis spätestens zur Früh-
jahrssynode 2019 zu erarbeiten. Dabei sind die Überlegungen 
der EJHN, des Freundeskreises Burg Hohensolms und der 
Förderinitiative Kloster Höchst einzubeziehen. 
Die Sanierung der Häuser erfolgt auf Grundlage der erarbeite-
ten Konzeption, bis dahin werden nur unabweisbare substanz-
erhaltende Maßnahmen durchgeführt.  
Die Synode erwartet für die Frühjahrssynode 2018 einen Zwi-
schenbericht. 

Dr. Birgit Pfeiffer 2 Die Kirchenleitung möge für die Frühjahrssynode 2019 eine Per-
spektive / Konzeption für die beiden Jugendbildungsstätten vorle-
gen, die folgende Anforderungen erfüllt:  
1. Marktanalyse und Befragung der aktuellen sowie potentiellen
Nutzer der EKHN 
2. zielgruppenorientiertes Marketingkonzept
3. Prüfung von Kooperationsmöglichkeiten mit kirchlichen / diako-
nischen Partnern, Stiftungen 
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Zwölfte Kirchensynode: 3. Tagung: Anträge 

zu 

TOP 5 Einführung der Doppik 
 (Drucksache Nr. 17/17) 

Überwiesen an: 
AGÖM, BA, FA (federführend), RPAus, RA, VA und KL 

Antrag-
stellende/r 

Antrag 
Nr. Antrag im Wortlaut 

Dr. Hanne 
Köhler 

1 Die Synode möge beschließen:  
Es ist zu überprüfen, ob und in welchem Umfang die Substanzerhaltungsrücklage 
auch von Kirchengemeindeverbänden zu bilden ist. Ggf. ist die globale Bauzuwei-
sung an die Kirchengemeindeverbände durch die Gesamtkirche so aufzustocken, 
dass die Substanzerhaltungsrücklage dauerhaft gebildet werden kann.  

Begründung:  
Baumaßnahmen werden in Kirchengemeindeverbänden anders finanziert als übli-
cherweise sonst in der Landeskirche Baumaßnahmen in Kirchengemeinden. Da-
für bekommen die Kirchengemeindeverbände – an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft (z.B. die Beschäftigung einer Architektin / eines Architekten) – globale 
Bauzuweisungen. Aus diesen sind zusammen mit den Eigenmitteln der Gemein-
den alle Baumaßnahmen der Kirchengemeinden zu finanzieren. Die rechnerisch 
erforderliche Substanzerhaltungsrücklage / Abschreibung ist höher als die jährli-
che Globalzuweisung. Dies ist ein strukturelles Problem, das sich nicht durch Ge-
bäudereduktion beseitigen lässt. Denn die Höhe der globalen Bauzuweisungen 
richtet sich nach dem Gebäudebestand. Bei Reduktion des Gebäudebestands re-
duziert sich die globale Bauzuweisung entsprechend. Für den Kirchengemeinde-
verband Rüsselsheim gilt z.B., dass derzeit ausweislich der Erläuterungen zum 
Haushaltsplan 2017 eine SERL von 277 255 Euro zu bilden wäre. Der Verband 
bekommt aber 2017 nur eine globale Bauzuweisung von ca. 195 000 Euro, sowie 
eine Zahlung aus dem Sonderfonds Kirchenrenovierung von knapp 30 000 Euro, 
also zusammen ca. 225 000 Euro. Davon geht das Gehalt für die Pflicht-
Baubetreuung vor Ort (16 Wochenstd.) in Höhe von ca. 36 000 Euro wieder ab. 
Somit stehen dem Kirchengemeindeverband Rüsselsheim nur knapp 68,2% der 
Mittel zur Verfügung, die nötig wären, um eine Abschreibung zu finanzieren.  
Die globale Bauzuweisung ist zudem vollständig im Gebäudeentwicklungsplan 
Rüsselsheim für die Realisierung der beschlossenen Projekte eingeplant und 
kann nicht als Rücklage angespart werden. Ziel des bereits in der Umsetzung be-
griffenen Planes ist es, den Gebäudebestand nachhaltig zu reduzieren.  

Dr. Hanne 
Köhler 

2 Es ist zu prüfen, ob und in welchem Umfang die Aufsichts- und Genehmigungs-
funktionen aus den Regionalverwaltungen wieder in die Kirchenverwaltung zurück 
zu delegieren sind, damit die Regionalverwaltungen ihre Beratungsfunktion für 
Kirchengemeinden, Dekanate und Verbände wieder in vollem Umfang wahrneh-
men können.  
(Damit erhebe ich die Begründung b aus dem Antrag der Dekanatssynode im 
Evangelischen Dekanat Groß-Gerau-Rüsselsheim Drücksache Nr. 24/17 zum An-
trag) 
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Ev. Deka-
nat Groß-
Gerau-
Rüssels-
heim 

3 

(Drs. 
24/17) 

„Die Synode des Dekanats Groß-Gerau – Rüsselsheim bittet die Synode der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 

die Gesetze und Rechts-/ Verwaltungsverordnungen zur verpflichtenden Bildung 
bzw. zum verpflichtenden Nachweis von Rücklagen im Rahmen von Personal-
/Stellenbesetzungen und die Aufgaben der Regionalverwaltungen bezüglich der 
Genehmigung von Personalfällen (beschleunigtes Verfahren) so zu verändern und 
zu konkretisieren, dass Kirchengemeinden und Dekanate auch weiterhin in der 
Lage sind, das kirchliche Leben zu organisieren.  

Insbesondere ist zu prüfen, ob mit untergesetzlichen Regelungen überhaupt 
Rücklagenverpflichtungen begründet werden können und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang, wenn im jeweiligen Gesetz keine oder keine so hohen Rückla-
genverpflichtungen definiert sind. 

Begründung: 

a) Durch diese Maßnahme werden Geldmittel in nicht unerheblicher Höhe in den
Gemeinden gebunden und stehen für die eigentliche Arbeit nicht (mehr) zur
Verfügung. Aufgrund der Umstellung auf die Doppik und der damit verbunde-
nen Verzögerungen der Jahresrechnungen und der Bewertung der Gebäude
für die Bilanz sind die Regionalverwaltungen nicht in der Lage, fundierte Aus-
sagen zu den Rücklagen zu geben. Das führt dazu, dass Wiederbesetzungen
sich verzögern oder sogar unterbleiben. Tatsächlich war aber das mit der Ein-
führung der Doppik verknüpfte Ziel die größere Transparenz und einfachere
Verfahren. Bisher sind diese Ziele nicht nur (noch) nicht erreicht. Vielmehr ist
die Transparenz getrübter als vorher und die Verfahren stellen Kirchenge-
meinden und Dekanate vor immer größere Probleme. Durch die Novellierung
des Zuweisungssystems wurde die personal-, gebäude- und sachkostenab-
hängige Zuweisung durch die Budgetierung ersetzt. Das Budget konnten die
Gemeinden und Einrichtungen selbständig verwalten. Nun wird das Rad wie-
der zurückgedreht und es werden neue Beschränkungen aufgebaut.

b) Mit der Delegation von Aufsichts- und Genehmigungsfunktionen in die Regio-
nalverwaltungen sind Widersprüchlichkeiten entstanden, die aufgelöst werden
müssen. Faktisch sind die Regionalverwaltungen zugleich Auftragnehmer und
Genehmigungsinstanz für Kirchengemeinden und Dekanate. Diese beiden Rol-
len geraten dabei aber immer mehr in Konflikt, und die Regionalverwaltungen
werden von Kirchengemeinden und Dekanaten (trotz Verbandsvertretung) im-
mer stärker als Aufsichtsbehörde denn als Dienstleister wahrgenommen.“

Ev. Deka-
nat Wies-
baden 

4 

(Drs. 
29/17) 

Die Kirchensynode möge beschließen, dass Folgekosten der Doppikeinführung 
grundsätzlich durch gesamtkirchliche Mittel im Rahmen der für die Doppikeinfüh-
rung vorgesehenen Haushaltsmittel zu tragen sind.  

Folgekosten sind unter anderem Personalkosten, die in den Regionalverwaltun-
gen der Pilotregionen durch zusätzlich notwendiges Personal entstehen, das für 
die Aufarbeitung der in der ersten Phase der Einführung entstandenen Rückstän-
de bei Buchungen und anderen Vorgängen entstanden ist.  

Zur Begründung: Das Ev. Dekanat Wiesbaden ist Teil der Regionalverwaltungsre-
gion Wiesbaden-Rheingau-Taunus und somit Pilotregion der 1. Phase der Dop-
pikeinführung.  

Seit der Einführung der Doppik 2015 konnten tausende Buchungsvorgänge nicht 
durchgeführt werden, da im Buchungssystem diese Buchungen zunächst nicht 
verarbeitet werden konnten. Noch immer entstehen Rückstände durch nicht funk-
tionierende Programmbestandteile. Dies führt zu Unmut bei Ehren- und Hauptamt-
lichen in der Region sowie zu Verärgerung und Unverständnis bei externen Ge-
schäftspartnern wie Kommunen und Firmen.  

Inzwischen sind mehrere zehntausend Buchungsvorgänge aufgelaufen, die nur 
durch zusätzliches Personal abgebaut werden können. Das bereits eingestellte 
Zusatzpersonal wird benötigt, um wenigstens das laufende Geschäft erledigen zu 
können und weitere Rückstände zu vermeiden. Die entstehenden Kosten sollen 
durch Rücklagen der Regionalverwaltungen gedeckt werden.  
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Das Ev. Dekanat Wiesbaden als Mitglied des Regionalverwaltungsverbandes 
Wiesbaden-Rheingau-Taunus sieht die Gesamtkirche in der Pflicht, die durch wei-
teres Personal zur Behebung dieser gesamtkirchlich verursachten Probleme ent-
stehenden Personalkosten zu tragen. Rücklagen der Regionalverwaltungsverbän-
de sollten nicht für gesamtkirchliche Projekte verbraucht werden. Dies bestraft im 
Übrigen die Regionalverwaltungsregionen, die bereit waren, sich an der ersten 
Phase der Doppikeinführung zu beteiligen in unangemessener Weise.  

Das Ev. Dekanat Wiesbaden erwartet daher, dass Folgekosten der Doppikeinfüh-
rung nicht den ausführenden Regionalverwaltungsverbänden aufgebürdet werden, 
sondern durch gesamtkirchliche Mittel im Rahmen der Doppikeinführung getragen 
werden.  

Ev. Deka-
nat Wies-
baden 

5 

(Drs. 
30/17) 

Substanzerhaltungsrücklage (SERL) und Doppik: 

Die Kirchensynode möge beschließen, die Substanzerhaltungsrücklage (SERL), 
die mit der Einführung der doppischen Haushaltsführung nach §65 Abs. 2 KHO 
als Ausgleich des mit der Nutzung von Vermögensgegenständen verbundenen 
Ressourcenverbrauchs gebildet werden soll, deutlich und explizit in eine „Kann-
Bestimmung“ zu verändern und die Bildung dieser Rücklage in die Entschei-
dungsbefugnis der Kirchengemeinden zu stellen.  

Darüber hinaus wird die Kirchensynode dringend gebeten, die negativen Auswir-
kungen des doppischen Systems auf die Kirchengemeinden zu prüfen und inten-
siv zu diskutieren, ehe dieses System flächendeckend in der EKHN eingeführt 
wird.  

Zur Begründung: Die Synode des Ev. Dekanats Wiesbaden ist darüber alarmiert, 
dass die von der Doppik geforderten jährlichen Rücklagen für Gebäude (SERL) 
dazu führen, dass die gemeindliche Arbeit und Funktionsfähigkeit von Kirchenge-
meinden beeinträchtigt wird.  

Durch das Zusammenfallen notwendiger Personalkostenrückstellungen bei Neu-
errichtung und/oder Verlängerung von Stellen mit der neuen Verpflichtung, eine 
Substanzerhaltungsrücklage zu bilden, wird in die Gestaltungs- und Lebensfähig-
keit von Kirchengemeinden empfindlich eingegriffen. So sind z.B. Sekretariatsstel-
len nicht mehr im bisherigen Umfang zu besetzen oder die Posaunenchorarbeit 
einer Gemeinde soll aufgegeben werden. 

Wir sehen in dieser Verpflichtung zur jährlichen Bildung dieser Rücklage einen 
empfindlichen Konflikt mit der Grundordnung unserer Kirche, die den Kirchenge-
meinden die Verantwortung und Gestaltung des kirchlichen Lebens in ihrem Be-
reich zuweist: Im Art. 11 Abs. 1 KO heißt es: „Die Kirchengemeinde ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten im Rahmen der kirchlichen Ordnung und Aufsicht 
in eigener Verantwortung.“ Und im Abs. 3 „Die Kirchengemeinde hat das Recht, 
im Rahmen der kirchlichen Ordnung und Aufsicht über ihre Mittel in eigener Ver-
antwortung zu verfügen.“  

Wir halten die eigene Verantwortung der Kirchengemeinden für ihr Gemeindele-
ben und für die dafür eingesetzten Mittel für ein hohes Gut unserer Kirche. Zum 
verantwortlichen Umgang mit den zur Verfügung stehenden Mitteln sind die Ge-
meinden durch die gesetzlichen Rahmenbedingungen sinnvollerweise angehalten. 
Die von den Gemeinden regelmäßig aufzubringenden Beteiligungen mit eigenen 
Mitteln an notwendigen Baumaßnahmen ihrer Immobilien machen diese Verant-
wortung ausreichend sichtbar, ja, fordern sie effektiv ein.  

In der zusätzlichen Beschneidung dieser Verantwortung der Kirchengemeinden 
für ihre eigenen Belange mit der Einführung eines „Pflichtsparmodells“ in Gestalt 
der SERL sehen wir eine Fehlentwicklung, die der Grundstruktur unserer EKHN 
und der Verantwortung der vielen Ehrenamtlichen in unserer Kirche nicht gerech-
net wird.  
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Abkürzungsverzeichnis 

Abk. Name 

AAKJBE Ausschuss für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, Bildung und Erziehung 

ADGV Ausschuss für Diakonie und Gesellschaftliche 
Verantwortung 

AGÖM Ausschuss für Gemeindeentwicklung, 
Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederorientierung 

AGFB Ausschuss für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung 

BA Bauausschuss 

BenA Benennungsausschuss 

FA Finanzausschuss 

RPAus Rechnungsprüfungsausschuss 

RA Rechtsausschuss 

ThA Theologischer Ausschuss 

VA Verwaltungsausschuss 

KSV Kirchensynodalvorstand 

KL Kirchenleitung 
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